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DER BUNDESMINISTER FüR FINANZEN 
XIV. Gesl'tzsebungsperiode 

Zl. 11 0502/63-Pr.2/1977 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
t·Jien,1. 

Wien, 1977 08 17 . 

-133<1' lAB 

~977 -09- 0 5 
zu -13'72IJ 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. Busek und Genossen vom 4. Juli 1977, 
Nr. 1342/J, betreffend Expertengutachten und Forschungsaufträge im Jahre 1976, 
beehre ich mich mitzuteilen: 

Bereits bei der Beantwortung der parlamentarischen Anfragen Nr. 175, 177, 178~ 

179, 180, 181, 183 t 185, 187, 188, 762, 763, 764, 165, 767, 768, 769, 770 und 
776 wurden Zielsetzungen und Vorgangsweise bei d~r Vergabe von Forschungsauf­
träg0n und Expertengutachten detailliert dargestellt und die bundeseinheitlichen 
Rahmenrichtlinien fUr die Vsrgabe von Forschungsauftr~gen und Expertengutachten, 
die im Einvernehmen mit dem Rechnungshof vorbereitet und von der Bundesregierung 
beschlossen wurden, beigelegt. Die sachlichen Zielsetzungen fUr die Vergabe von 
Forschungsaufträgen und Expertengutachten können den jährlichen Berichten der 
Bundesregienmg an den Nationall~at gemäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungsge­
setzes, ßGB1.Nr. 367/6~ sowie den verschiedenen sektoralen Konzeptionen entnommen 
werden. 

Im Sin~e der angestrebten, ~011st~ndigen Offenlegung dc~' Vorgangsweisen bei 
, 

der Vergabe von Forsctlu~9S&ufträgen und Expertengutachten werden seit 1974 zu-
näc.;::;t c;,p€rimente 11 Forschungsaufträge, Expertengutachten und Forschungs­
förderungen von Bundesdienststellen zentral erfaßt, und seit 1975 in Form eines 
jährlichen Katalogs der Forschungsförderungen und Forschungsaufträge ausgedruckt. 
Der Katalog 1976 war dem Bericht 1977 der Bundesregierung an den Nationalrat 
gem~ß § 24 Abs. 3 des Forschungsförd~rungsgesetzes beigeschlossen. FUr die 
Präsentation dieses Katalogs wurde eine auch unter BerUcksichtigung der Druck­
kosten und des Umfanges des Katalogs angemessen0 Form gewählt, die beispielsweise 
tiber den vom ßundesministcrium f~r Forschung und Technologie der Bundesrepublik 
Oeutsch1and publizierten FBrderung$katal~~ hinaus auch die in den jeweiligen 
Jahren ausbezahlten Beträge enthält und ebenfalls im Gegensatz zur Bundesrepublik 
nicht nur ein Ressort, sondern sämtliche Bundesdienststellen umfaßt. 
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Dieser Katalog wurde in der Sitzung des Aussch~sses fUr Wissenschaft und 
Forschung am 21. Juni 1977 disk~tiert und auch auf die wesentlich detaillierteren 
Quarta'Jsausdrucke hingewiesen. Mit Erstaunen muß daher die Darstellung in der 
vm~l iegenden parlamentarischen Anfl~age zur Kenntnis genommen werden, wonach 

"in dieser Faktendokumentation wesentliche Angaben aus dem Erhebungsbogen 
fehlen. 1I 

Weiters darf wie bereits in der Beantwortung der zitierten vorhergehenden 

Anfragen nochmals festgehalten werden, daß die Vergabe von Forschungsaufträgen 
und Expertengutachten nach einheitlichen Gesichtspunkten und auf Grundlagen bun­
deseinheitlicher Richtiinien erfolgt. Eine gesetzliche Verpflichtung zur Aus­
schreibung von Forschungsaufträgen oder Expertengutachten ebenso, wie eine 

zwingende Vorschrift zur Begutachtung bestehen nicht. Im Einzelfall wird daher 
ullter voller BerUcksichtigung der inhaltlichen Zielsetzungen der österreichischen 
Forschungskonzeption und der sektoralen Forschungskonzepte nach den Grundsätzen 
der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäß~gkeit vorgegangen. 

Wie bereits in der Beantwortung der zitierten vorhergegangenen parlamentarischen 
Anfrage festgestellt wurde, gelten fUr die Vergabe der Expertengutachten oder 
Forschungsaufträge gemäß den bundeseinheitlichen Rahmenrichtlinien grundsätzlich 
die Bestimmungen der ö-NORM A 2050, sofern die Eigenheit des Vorhabens nicht 
eine abweichende Vorgangsweise erfordert. Die ö-NORM 2050 sieht als Arten der 
Vergebung die Vergebung im Wege öffentlicher Ausschreibung, im Wege be­
schränkter Ausschreibung und die freihändige Vergebung vor. Im Punkt 1, 433 
zählt die ö-NORM 2050 jene Fälle auf, in der eine freihändige Vergabe empfohlen 
wird. Dazu zählen gemäß Punkt 1, 4:137 Leistungen~ die Le;";r·'-~ Studien·' Od&i­

Versuchszw~cken dienen. BerUcksichtigt man die rer~inolQgie der ö-NORM '2050, 
die am 30. März 1957 ausgegeben wurde, so wird mit diesen Worten jener Bereich 
definiert, den man mit Forschungsaufträgen und Expertengutachten heute um­
schreibt. Im besonderen sei noch auf Punkt 1, 4339 in Verbindung mit Punkt 1, 
31 hingewiesen, wonach im Sinne des Wettbewerbsprinzips der ö-NORM 2050 sogar 
untersagt ist~ Leistungen an Einrichtungen lIim Wege des Wettbewerbs mit nicht 
gleichbegUnstigten Unternehmungen" zu vergeben, wenn es sich um aus Hffentlichen 
Mitteln erhaltene und unterstUtzte Einrichtungen hand~lt. FUr solche Ein­
richtungen ist nach der ö-NGRM 2050 eine freihändige Vergebung vorgesehen. 
Demgemäß darf festgestellt werden, daß gerade im Hinblick auf den Emr~änger­
kreis von Forschungsaufträgen u~Expertengutachten nach der ö-NORM 2050 die 
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Ausschreibung nicht der Normalfnll, sondern die Ausnahme sein wird. Sie 
wird aus grundsätzlichen überlegungen vor allem dort angewandt bzw. anzu­
wenden sein, wo einzelne Forschungsaufträge oder Expertengutachten voraus­
sichtlich sehr hohe Mittel beanspruchen werden. Es darf in diesem Zusammenhang 
aber nochmals festgestellt werdens daß die Ausschreibung selbst mit Kosten 
und Zeitverlusten verbunden ist und daher vielfach im Sinne einer verwaltungs­
ökonomischen spa~samen Vorgangsweisenicht anzuwenden sein wird, umsomehr 
als im wissenschaftlichen Bereich das Bestanbot keinesfalls nur nach den 
quantitativen Kosten bemesser: werden kann: ;::;rJnderrl auch cli~ entsprechf'~J2 

. wiss2Ylschaft"iiche Qua"lität zu berücksichtigt:f. seit! ~·tird. 

Das "InstHut fü}~ empirische Sozialforschung 1i hat im Jahr 1976 fUr das 
Bundesministerium fUr Finanzen eine Befragung zum Thema IIDie Einstellung 
der österreicher zur wirtschaftiichen LageIl durchgeführt. Es handelt sich 
dabei um eine Befragung, die in dieser Form jedes Jahr durchgefUhrt wird, 
damit VergleichsmHglichkeiten bestehen. Es mußte daher jenes Meinungsforschungs­

institut herangezogen werden, das diese Befragung auch in den Vorjahren vor­
genommen hat. Eine Ausschreibung dieses l\uftrage3 hat sich damit erUbrigt. 

In meinem Ressort wurden im Jahre 1976 sonst keine Expertengutachten und 
Forschungsaufträge ausgeschrieben. 
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